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Erwägungen

E. 1
Die Revision eines Entscheids des Bundesgerichts kann nur aus den in den Art. 121-123
BGG abschliessend aufgezählten Gründen verlangt werden (vgl. BGE 150 I 99 E. 1.1; 147
III 238 E. 1.1). Rechtsschriften müssen die Begehren und deren Begründung mit Angabe
der Beweismittel enthalten ( Art. 42 Abs. 1 BGG ), ansonsten darauf nicht eingetreten
werden kann (vgl. BGE 147 III 238 E. 1.2.1). In der Begründung ist in gedrängter Form
darzulegen, inwiefern der angefochtene Akt Recht verletzt ( Art. 42 Abs. 2 Satz 1 BGG ). In
einem Revisionsgesuch ist dementsprechend unter Angabe der Beweismittel der
Revisionsgrund im Einzelnen darzulegen. Dabei genügt es nicht, das Vorliegen eines
solchen Grundes einfach zu behaupten; vielmehr muss dargetan werden, weshalb dieser
gegeben und inwiefern gestützt darauf das Urteilsdispositiv abzuändern ist (siehe etwa
Urteil 4F_27/2025 vom 15. September 2025 E. 1.2).

E. 2
Die Gesuchstellerin stützt ihr Revisionsbegehren auf Art. 123 Abs. 2 lit. a BGG . Sie macht
geltend, im kantonalen Verfahren seien zahlreiche Beweismittel "veruntreut" worden. Nach
Art. 123 Abs. 2 lit. a BGG ist eine Revision möglich, wenn die ersuchende Partei
nachträglich erhebliche Tatsachen erfährt oder entscheidende Beweismittel auffindet, die
sie im früheren Verfahren trotz gehöriger Aufmerksamkeit nicht beibringen konnte, unter
Ausschluss der Tatsachen und Beweismittel, die erst nach dem Entscheid entstanden sind.
Die Gesuchstellerin zeigt nicht auf, wann genau sie Kenntnis von den neuen Beweismitteln
erlangt hat, die sie in ihrem Revisionsgesuch und den späteren Nachträgen aufzählt. Ebenso
wenig legt sie dar, weshalb sie sich auf diese Beweismittel nicht bereits im kantonalen
Verfahren habe berufen können und weshalb genau diese unechten Noven für das
vorliegende Verfahren im Einzelnen relevant sein sollen. Ihr Revisionsgesuch genügt somit
den Begründungsanforderungen von Art. 42 Abs. 2 Satz 1 BGG nicht. Zusammenfassend
hat die Gesuchstellerin ihr Revisionsgesuch unzureichend begründet, weshalb ohne
Schriftenwechsel darauf nicht einzutreten ist ( Art. 127 BGG ).

E. 3
Die Gesuchstellerin wird bei diesem Verfahrensausgang kostenpflichtig ( Art. 66 Abs. 1
BGG ). Die Gesuchsgegnerin hat keinen Anspruch auf eine Parteientschädigung, da ihr
mangels Einholung einer Vernehmlassung aus dem bundesgerichtlichen Verfahren kein
entschädigungspflichtiger Aufwand erwachsen ist ( Art. 68 Abs. 2 BGG ).
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